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Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident 

Dr. Kleiser und die Hofräte Mag. Brandl und Dr. Terlitza als Richter, unter 

Mitwirkung des Schriftführers Mag. Karger, LL.M., MA, über die Revision 

des D, vertreten durch Mag. Dr. Sebastian Siudak, Rechtsanwalt in Linz, gegen 

das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 18. Juli 2025, 

Zl. G310 2307469-1/3E, betreffend eine Angelegenheit nach dem AsylG 

(belangte Behörde vor dem Verwaltungsgericht: Bundesamt für Fremdenwesen 

und Asyl), den Beschluss gefasst: 

Die Revision wird zurückgewiesen. 

Begründung: 

1 Mit dem angefochtenen Erkenntnis wies das Verwaltungsgericht in der Sache 

ohne Durchführung einer mündlichen Verhandlung den Antrag des 

Revisionswerbers, eines kubanischen Staatsangehörigen, auf internationalen 

Schutz ab, erteilte keinen Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen 

Gründen, erließ eine Rückkehrentscheidung, stellte fest, dass die Abschiebung 

nach Kuba zulässig sei, legte eine Frist für die freiwillige Ausreise fest, und 

sprach aus, dass die Revision nicht zulässig sei. 

2 Gegen dieses Erkenntnis richtet sich die vorliegende außerordentliche 

Revision. 

3 Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes 

die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der 

grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet 

wird. 

4 Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegen der 

Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne 

weiteres Verfahren mit Beschluss zurückzuweisen. 
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5 Nach § 34 Abs. 1a VwGG hat der Verwaltungsgerichtshof die Zulässigkeit 

einer außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG im Rahmen der 

dafür in der Revision vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu 

überprüfen. 

6 Sofern die Revision zu ihrer Zulässigkeit eine Verletzung der 

Verhandlungspflicht rügt, vermag sie nicht konkret aufzuzeigen, dass 

das BVwG von den Leitlinien der ständigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes zum Absehen von einer mündlichen Verhandlung 

nach § 21 Abs. 7 BFA-VG abgewichen wäre (vgl. etwa VwGH 6.5.2024, 

Ra 2024/01/0129, mwH, grundlegend auf VwGH 28.5.2014, Ra 2014/20/0017 

und 0018). Aus § 21 Abs. 7 BFA-VG ergibt sich, dass die Unterlassung einer 

Verhandlung nur dann einen relevanten, zur Aufhebung führenden 

Verfahrensmangel begründet, wenn ein entscheidungswesentlicher Sachverhalt 

klärungsbedürftig ist; dieser ist in der Revision darzutun (vgl. VwGH 5.7.2019, 

Ra 2019/01/0229, mwN), was vorliegend nicht der Fall ist. 

7 Nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist dieser als 

Rechtsinstanz zur Überprüfung der Beweiswürdigung im Allgemeinen nicht 

berufen. Im Zusammenhang mit der Beweiswürdigung liegt eine Rechtsfrage 

von grundsätzlicher Bedeutung nur dann vor, wenn das Verwaltungsgericht die 

im Einzelfall vorgenommene Beweiswürdigung in einer die Rechtssicherheit 

beeinträchtigenden, unvertretbaren Weise vorgenommen hat (vgl. für viele 

VwGH 10.5.2024, Ra 2024/01/0143, mwN). Eine solche unvertretbare 

Beweiswürdigung wird im Zulässigkeitsvorbringen nicht aufgezeigt. 

8 In der Revision werden vor diesem Hintergrund keine Rechtsfragen 

aufgeworfen, denen im Sinne des Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsätzliche 

Bedeutung zukäme. Die Revision war daher zurückzuweisen. 

W i e n ,  am 25. November 2025 

 


